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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 4 — 


(Jr. 4833.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen zweiter 
Serie uͤber eine Anleihe der Stadt Elberfeld von Einhundert und funfzig⸗ 
tauſend Thalern. Vom 21. Dezember 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem der Oberbuͤrgermeiſter und die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
von Elberfeld darauf angetragen haben, der Stadt Elberfeld zur Beſtreitung 
der Koſten mehrerer gemeinnuͤtzigen Bauten die Aufnahme eines Darlehns von 
150,000 Rthlrn., geſchrieben: Einhundert funfzigtauſend Thalern, gegen Aus⸗ 
ſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligatio⸗ 
nen zweiter Serie zu geſtatten und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadt⸗ 
gemeinde ſowohl als der Glaͤubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, ſo 
ertheilen Wir in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch 
gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion 
der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen: 


1) Es werden 750 Stuͤck Obligationen zu 200 Rthlr. eine jede ausgegeben. 


2) Die Obligationen werden mit vier und ein halb Prozent jährlich ver⸗ 
zinfet und die Zinſen in halbjährlichen Terminen gezahlt. Zur Tilgung 
der Schuld werden jaͤhrlich ein und ein halb Prozent von dem Kapital⸗ 
betrage der emittirten Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöften Obli⸗ 
gationen verwendet; der Stadt bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungs⸗ 
fonds mit Genehmigung Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf zu verſtaͤrken 
und dadurch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. Den Inha⸗ 
bern der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die Stadt zu. 


3) Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til: 
gung der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von der Stadt⸗ 
verordneten-Verſammlung eine Schuldentilgungs-Kommiſſion gewaͤhlt, 
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welche fuͤr die Befolgung der Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Privi⸗ 
legiums verantwortlich und fuͤr die treue Befolgung der Vorſchriften 
von Unſerer Regierung in Duſſeldorf in Eid und Pflicht zu nehmen iſt. 
Dieſelbe ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen eines aus der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung und die beiden anderen aus der Bürger: 
ſchaft zu erwaͤhlen ſind. 


4) Die Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern von 1 bis 750 
und mit der ausdruͤcklichen Bezeichnung als „zweite Emiſſion“ nach dem 
beiliegenden Schema ausgefertigt, von dem Oberbürgermeifter und den 
Mitgliedern der Schuldenkilgungs-Kommiſſion unterzeichnet und von dem 
Rendanten der Gemeindekaſſe und dem mit der Kontrole beauftragten 
Stadtſekretair kontraſignirt. Denſelben iſt ein Abdruck dieſes Privile— 
giums beizufuͤgen. 


5) Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre zehn Zinskupons, 
jeder zu vier Thaler funfzehn Silbergroſchen, in den darin beſtimmten 
halbjaͤhrigen Terminen zahlbar, nach dem anliegenden Schema beigege— 
ben. Mit dem Ablauf dieſer und jeder folgenden fuͤnfjaͤhrigen Periode 
werden, nach vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung, neue Zinskupons 
durch die Gemeindekaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, 
und daß dies geſchehen, wird auf den Obligationen vermerkt. Die Ku⸗ 
pons werden von dem Rendanten der Gemeindekaſſe und dem mit der 
Kontrole beauftragten Stadtſekretair unterſchrieben. 


6) Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung des Zinskupons der Be⸗ 
trag deſſelben an den Vorzeiger durch die Gemeindekaſſe bezahlt. Auch 
werden die faͤlligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Gemeinde⸗ 
kaſſe, namentlich bei Entrichtung der Kommunalſteuern, in Zahlung an— 
genommen. 


7) Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 
fünf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die 
dafür ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtaͤdtiſchen Bes 
hoͤrden zu milden Stiftungen verwendet werden. 


8) Die Nummern der nach der Beſtimmung unter 2. zu tilgenden Obli— 
gationen werden jahrlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei 
Monate vor dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht. 


9) Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Oberbuͤrgermeiſters 
durch die Schuldentilgungs-Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher 
zur öffentlichen Kennkniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Pu— 
blikum der Zutritt geſtattet iſt. Ueber die Verlooſung wird ein von dem 
Oberbuͤrgermeiſter und den Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeichnen⸗ 
des Protokoll aufgenommen. 


10) Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerthe durch die Gemeindekaſſe an 
f den 
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den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit die⸗ 
ſem Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. Mit 
letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine faͤl⸗ 
ligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag 
der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung 
dieſer Kupons verwendet. 


11) Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht bin⸗ 
nen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt 
werden, ſollen der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies 
Depoſitum uͤberwieſen werden. Die ſolchergeſtalt deponirten Kapital⸗ 
beträge dürfen nur auf eine von der Schuldentilgungs-Kommiſſion kon⸗ 
traſignirte Anweiſung des Oberbuͤrgermeiſters zu beſtimmungsmaͤßiger 
Verwendung an den Rendanten der Gemeindekaſſe verabfolgt werden. 
Die deponirten Kapitalbetraͤge ſind den Inhabern jener Obligationen 
laͤngſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligation bei der Ge— 
meindekaſſe durch dieſe auszuzahlen. 


12) Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen ſind in der nach der Beſtimmung unter 8. jaͤhrlich zu erlaſſen⸗ 
den Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. erden die 
Obligationen, dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht 
binnen dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorge: 
zeigt, auch nicht, der Beſtimmung unter 15. gemaͤß, als verloren oder 
vernichtet zum Behufe der Ertheilung neuer Obligationen binnen dieſer 
Friſt angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen als ge— 
tilgt angeſehen werden und die dafuͤr deponirten Kapitalbetraͤge der 
ſtaͤdtiſchen Verwaltung zur Verwendung fuͤr milde Stiftungen anheim⸗ 
fallen. 


13) Für die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Elber⸗ 
feld mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnf⸗ 
ten, und kann die Stadt, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obli— 
gationen nicht zur rechten Zeit bezahlt werden, auf Zahlung derſelben 
von den Glaͤubigern gerichtlich verfolgt werden. 


14) Die unter 5. 8. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfol⸗ 
gen durch die Elberfelder oͤffentlichen Blaͤtter und durch die Amtsblaͤtter 
a; Öffentlichen Anzeiger der Regierungen zu Düffeldorf, Arnsberg und 

oͤln. 


15) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons 
Bezug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. 
wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter 
Staatspapiere § . 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen 
Anwendung: 


a) Die im K. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen Schul⸗ 
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dentilgungs⸗-Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle die— 
jenigen Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der an— 
geführten Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen 
die Verfügungen der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an 
Unfere Regierung zu Duͤſſeldorf ſtatt; 


b) das im H. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei Unſerem Landgerichte zu 
Elberfeld; 


c) die in den HH. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
follen durch die unter Nr. 14. angeführten Blätter geſchehen; 

d) an die Stelle der im H. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungs⸗Ter⸗ 
mine ſollen acht, an die Stelle des im F. 8. erwähnten achten 
Zinszahlungs-Termines ſoll der zehnte treten. 

Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwaͤrtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerem Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch 
den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewähr: 
leiſtung von Seiten des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤ⸗ 
judiziren. 

Gegeben Berlin, den 21. Dezember 1857. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeftät des Königs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Elberfelder Stadt- Obligation 
II. Emiſſion 


(Trockener Stadtſtempel.) . (Stadtſiegel.) 
über 


zweihundert Thaler Kurant. 


Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom 

ER PTR ARE hierzu ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und bekennen 
hiermit, daß der Inhaber dieſer Obligation zweiter Emiſſion die Summe von 
zweihundert Thalern Kurant, deren Empfang ſie beſcheinigen, an die Stadt 
Elberfeld zu fordern hat. er 
ie 


. 


Die auf es ein ‚dal Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen find am . ten 
„„! jeden Jahres faͤllig, werden aber nur 
gegen Rückgabe er ale er halbjaͤhrigen Zinskupons gezahlt. Das 
Kapital wird durch Amortifation getilgt werden, weshalb eine eng von 
Seiten des Glaͤubigers nicht zulaͤſſig iſt. 

Die naͤheren Beſtimmungen find in dem umſtehend abgedruckten Pri- 
vilegium enthalten. 


Elberfeld, an ens 18. 
Der Oberbürgermeiſter. Die a Schuldentilgungs⸗ 
N. N. Kommiſſion. 
N. 
Eingetragen Kontrolbuch Folio ..... 
Der Stadtſekretair. 
Hierzu ſind die Kupons ent. 
ausgereicht. 
Der Gemeinde-Empfänger. 
S. I. 44 Rthlr. Dieſer Kupon wird nach dem Allerhoͤch⸗ 
C. 1. (a 10.) ſten Privilegium vom . g 
unguͤltig und werthlos, wenn deſſen Geld— 
betrag nicht bis zum RE NEN: 


erhoben iſt. 


(E rſter) Ku pon 


zur 
Elberfelder Stadt⸗ Obligation 
II. Emiſſion 1 
uͤber 
zweihundert Thaler Kurant. 
Inhaber dieſes empfängt am ten 18.. an halbjaͤhrigen 
Zinſen der oben benannten Elberfelder Stadt⸗Obligation aus der Elberfelder 


Gemeindekaſſe 
Vier Thaler funfzehn Silbergroſchen Kurant. 


Der Oberhi ürgermeiſter. Die . Schuldentilgungs⸗ 
Kommiſſton. 


# 


N. 
(NB. Die Namen des . und 
der Kommiſſion werden gedruckt.) 
Eingetragen Fol.. der Kontrole. 


Der Stadtſekretair. Der Gemeinde-Empfaͤnger. 
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(Nr. 4834.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 15. Januar 1858., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Guts⸗ 
und Gemeinde-Chauſſee im Oſcherslebener Kreiſe zur Fortführung der be= 
reits genehmigten Chauſſee von Dingelſtedt nach Eilenſtedt, einerſeits von 
Dingelſtedt uͤber Anderbeck nach Badersleben, andererſeits von Eilenſtedt 
über Haus⸗Nienburg, Schwanebeck, Crottorf und Hordorf nach Oſchersleben. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Guts⸗ und Gemeinde-Chauffee im Oſcherslebener Kreiſe des Regierungsbezirks 
Magdeburg zur Fortführung der durch Meinen Erlaß vom 17. Mai 1856. 
genehmigten Chauſſee von Dingelſtedt nach Eilenſtedt, einerſeits von Dingel⸗ 
ſtedt Über Anderbeck nach Badersleben, andererſeits von Eilenſtedt über Haus⸗ 
Nienburg, Schwanebeck, Crottorf, Hordorf nach Oſchersleben genehmigt habe, 
beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſee⸗ 
bau: Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats-Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, auf dieſe Straße Anwendung finden. Zugleich will Ich dem 
Kreiſe Oſchersleben von dem Zeitpunkte, wo derſelbe die Chauſſee in Gemaͤß⸗ 
heit der durch Meinen Erlaß vom 9. Juni v. J. genehmigten Kreistags-Be⸗ 
ſchluͤſe vom 1. September 1855. und 9. Juni 1856. in ſeine Unterhaltung 
uͤbernehmen und ſo lange er dieſelbe chauſſeemaͤßig unterhalten wird, das Recht 
zur Entnahme der Chauſſee-Unterhaltungs materialien nach Maaßgabe der 
für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, ſowie das Recht zur 
Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſel⸗ 
ben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die 
Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch follen die 
dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
kommen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. f 

Berlin, den 15. Januar 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4835.) 


(Nr. 4835.) Statut für den Caymen⸗Lablacker Deichverband. Vom 1. Februar 1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der in dem 
Thale der Duhnauſchen Beeck und des Braſt⸗Grabens, ſowie im unteren Theile 
des Thales der Uder belegenen Niederung Behufs der gemeinſamen Anlegung 
und Unterhaltung eines Deiches zur Abwehr der Ueberſchwemmungen durch 
den Ruͤckſtau des Kuriſchen Haffs, ſowie des erforderlichen Schoͤpfwerkes zur 
Aus hebung des Binnenwaſſers, zu einem Deichverbande zu vereinigen, und 
nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, ge⸗ 
nehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 
28. Januar 1848. Hh. 11. und 15. (Geſetz Sammlung vom Jahre 1848. S. 54.) 
die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: a 


„Caymen-Lablacker Deichverband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


F. 1. 


In der im Thale der Duhnauſchen Beeck, des ÜUder- und des Braſt— 
Grabens belegenen Niederung, werden alle in Folge des Ruͤckſtaues aus dem 
Kuriſchen Haff der Ueberſchwemmung unterliegenden oder von derſelben um— 
ſchloſſenen und dadurch geſchaͤdigten Grundſtuͤcke zu einem Deichverbande ver— 


Bi 


einigt. \ 
Der Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Labiau. 


H. 2. 
Dem Deichverbande liegt es ob: 


1) einen fuͤr den hoͤchſten Stand des Sommerwaſſers im Kuriſchen Haff 
waſſerfreien tuͤchtigen Damm von der Hoͤhe bei Kampken bis zur Hoͤhe 
bei Willmanns und von dieſer zu den Hoͤhen der Poſtnicker Feldmark 
in denjenigen durch die Staatsverwaltungsbehoͤrden feſtzuſtellenden Ab— 
meſſungen anzulegen und zu unterhalten, welche erforderlich ſind, um 
die Grundſtucke der Niederung während der Sommermonate gegen Ueber: 
ſchwemmung durch den Ruͤckſtau des Haffes zu ſichern; 


2) in der Duhnauſchen Beeck, dem Braſt-Graben, dem Rinauer und dem 
in der Vertiefung zwiſchen Julienhoͤhe und Willmanns liegenden Gra⸗ 
ben, Schleuſen oder Wehre zur Ablaſſung des Binnenwaſſers, gleich⸗ 
falls in der von den Staatsbehoͤrden zu beſtimmenden Konſtruktion, neu 
zu bauen und zu unterhalten; 

(Ar. 4835.) 3) das 
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3) das von dem Deichamte zu beſchließende Waſſerſchoͤpfwerk, die noͤthigen 
Zu⸗ und Ableitungs-Kanaͤle und die ſonſtigen im Intereſſe der ganzen 
ne liegenden Binnenentwaͤſſerungs-Anlagen auszuführen und zu 
unterhalten. 


Dem Deichamte bleibt überlaffen, mit Genehmigung der Regierung 
den unter 1. gedachten Staudamm auf Winterdeichhöhe zu bringen, wenn das 
ſich durch ſpaͤtere Erfahrung als zweckmaͤßig herausſtellen ſollte. 


Die Entſcheidung daruͤber, wie tief das Binnenwaſſer im Sommer ver⸗ 
mittelſt des Dampfſchoͤpfwerks geſenkt werden ſoll, ſteht zunaͤchſt dem Deich— 
amte und auf Beſchwerde der betheiligten Grundbeſitzer den Staatsverwal— 
tungs behoͤrden zu. 


H. 3. 


Die Unterhaltung und Raͤumung der Duhnauſchen Beeck, des Zattens, 
Braſt⸗ und Rinauer Grabens, ſowie des Grabens zwiſchen der Forſt und den 
Poſtnicken⸗Perwiſſauer Wieſen bis zur Beeck, innerhalb des Gebiets des Deich— 
verbandes, iſt von der Deichverwaltung zu bewirken; die Unterhaltung aller 
ſonſt ſchon beſtehenden Graͤben iſt dagegen auch fernerhin von denjenigen zu 
bewirken, welchen ſie bisher oblag, doch wird die regelmaͤßige Raͤumung der 
Hauptgraͤben unter Aufſicht und Schau der Deichverwaltung geſtellt. 


Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 


Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf— 
nahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu ver⸗ 
langen; die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreiben— 
den Punkten geſchehen. 


Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 


§. 4. 


Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtung 
der Deichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten für Geld aus der Deich⸗ 
kaſſe ausgeführt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung 
der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Ver— 
bandes etwa kontrahirten Schulden, haben die Deichgenoſſen nach dem von 
der Regierung zu Königsberg auszufertigenden Deichkataſter aufzubringen. 


Bis zur erfolgten Feſtſtellung des letzteren werden die Beitraͤge nach dem 
bereits aufgeſtellten ſummariſchen Deichkataſter, vorbehaltlich der fpateren Aus— 
gleichung, ausgeſchrieben und eingezogen. Die Subrepartition in den einzel⸗ 
nen Ortſchaften iſt dabei von dem Ortsvorſteher zu bewirken und in ſtreitigen 
Faͤllen von der Regierung feſtzuſetzen. 858 
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F. 5. 


Bei der Aufſtellung des ſummariſchen Kataſters ſind die zum Deichver— 
bande gehörenden Grundſtuͤcke nach der gegenwärtigen Benutzungsart derſelben 
und den fuͤr dieſelben durch die Entwaͤſſerung zu erwartenden Vortheilen in 
vier Klaſſen getheilt und die Beitragspflicht nach dem Verhaͤltniß fuͤr 

1) Klaſſe I. (Wieſen) auf 15 (als Normalmorgen), 
2) Klaſſe II. (hoͤhere Weide) auf 12, 
3) Klaſſe III. (Bruchland) auf 5, 
4) Klaſſe IV. (Wald) auf 3 
angenommen. 2 
Gleichzeitig ſind nach der hoͤheren oder niederen Lage, und ſomit der Ge⸗ 
fahr der Ueberſchwemmung, vier Klaſſen gebildet worden, von denen 
1) Klaſſe 1. mit dem vollen, 
2) Klaſſe 2. mit ſieben Achtel, 
3) Klaſſe 3. mit der Haͤlfte, 
4) Klaſſe 4. mit einem Viertel 
des obigen Betrages veranlagt worden. 


Nach gleichen Grundſaͤtzen iſt das Kataſter von dem Regierungskom⸗ 
miſſarius ſpeziell auszuarbeiten. b 

Behufs der Feſtſtellung iſt daſſelbe von dem Kommiſſarius dem Deich- 
amte vollſtaͤndig und den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der 
Güter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe mitzutheilen 
und zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, in⸗ 
nerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtaͤnden 
und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei dem Kommiſſa— 
rius erhoben werden kann. f 

Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die obigen Grundſaͤtze 
der Kataſtrirung gerichtet werden koͤnnen, ſind vom Kommiſſarius, unter Zuzie⸗ 
hung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts-Deputirten und der erforderlichen 
Sachverſtaͤndigen, zu unterſuchen. 15 | 

Die Sachverftändigen: find hinſichtlich der Grenzen des Inundationsgebiets 
und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereidigter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein 
Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität und des Beitragsfußes zwei oͤkono⸗ 
miſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungs⸗ 
Verhaͤltniſſe ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger beigeordnet werden kann. 

Die Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deichamts⸗Deputirte andererſeits, bekannt 
gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es da⸗ 
bei fein Bewenden und wird das Kataſter demgemäß berichtigt. Anderenfalls 
werden die Akten der Regierung eingereicht zur, Entſcheidung uͤber die Be⸗ 
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ſchwerden. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten den Be⸗ 
ſchwerdefuͤhrer. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angele⸗ 
genheiten zuläffig. 

Nach erfolgter Feſiſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung 
auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 


H. 6. 


Nach Ablauf eines fuͤnfjaͤhrigen Zeitraumes ſoll jedenfalls, und nach 
Ablauf eines zehnjaͤhrigen Zeitraumes kann auf Antrag des Deichamtes eine 
allgemeine Reviſion des Deichkataſters von der Regierung angeordnet werden; 
dabei iſt zu verfahren, wie bei der erſten Aufſtellung des Kataſters. 


F. 7. 


Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag zur Unterhaltung der Deich- und 
Entwaͤſſerungs-Anlagen wird für jetzt auf 11 Sgr. 6 Pf. (eilf Silbergroſchen 
und ſechs Pfennige) fuͤr den Normalmorgen (Klaſſe I. 1.), und die Hoͤhe des 
Reſervefonds auf ſechstauſend Thaler feſtgeſetzt. 


$. 8. 


Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 
acht feſtgeſetzt. 


§. 9. 


Das adlige Gut Lablacken mit dem zugehoͤrigen Gute Schlepecken er⸗ 
nennt hiervon zwei Repraͤſentanten und zwei Stellvertreter und erwaͤhlt mit 
dem adligen Gute Schulkeim zuſammen einen dritten Repraͤſentanten und drit- 
ten Stellvertreter. 

Die adligen Guͤter Julienhoͤhe und Willmanns, Rinau und Perwiſſau, 
und die betheiligten Grundbeſitzer von Poſtnicken und Langendorf erwaͤhlen 
zuſammen einen Repraͤſentanten und einen Stellvertreter. 

Der Königliche Fiskus beſtellt für die betheiligten Domainen- und Forſt⸗ 
grundſtuͤcke einen Repraͤſentanten und einen Stellvertreter. 

Die adligen Guͤter Droosden, Perkappen, Bendieſen, Stenken und 
Wulfshoͤfen waͤhlen zuſammen einen Repraͤſentanten und einen Stellvertreter. 

Die betheiligten Grundbeſitzer aus den Ortſchaften Duhnau und Mett- 
keim erwaͤhlen einen Repraͤſentanten und einen Stellvertreter. 

Alle uͤbrigen betheiligten Grundbeſitzer der vorſtehend nicht genannten 
Ortſchaften waͤhlen zuſammen einen Repraͤſentanten und einen Stellvertreter. 


Die 


u 


Die Wahl der Repraͤſentanten und der Stellvertreter gefchieht auf ſechs 
Jahre und nach abſoluter Stimmenmehrheit. Waͤhlbar iſt jeder großjährige 
Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechts— 
1 Erkenntniß verloren hat und nicht zu den Unterbeamten des Verban— 
des gehoͤrt. 


In Wahlbezirken, in welchen weniger ſtimmberechtigte Waͤhler vorhan⸗ 
den, als aus denſelben zu ernennende Mitglieder des Deichamtes, koͤnnen zu 
letzteren auch Nichtdeichgenoſſen ernannt werden. 


Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des 
Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der 
aͤltere allein zugelaſſen. N 


$. 10. 


Stimmfaͤhig bei der Wahl iſt jeder großjährige Beſitzer eines deichpflich⸗ 
tigen Grundſtuͤcks, welcher mit feinen Deichkaſſenbeitraͤgen nicht im Ruͤckſtande 
iſt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskraͤftiges 
Erkenntniß verloren hat. n 


Auch Pfarren, Kirchen, Schulen und andere moraliſche Perſonen, des- 
gleichen Frauen und Minderjährige, haben Stimmrecht für ihre deichpflichtigen 
Grundſtuͤcke und dürfen daſſelbe durch ihre geſetzlichen Vertreter oder durch Bee 
vollmaͤchtigte ausuͤben. 


Andere Beſitzer koͤnnen ebenfalls ihren Zeitpaͤchter, ihren Gutsverwalter, 
oder einen anderen ſtimmberechtigten Deichgenoſſen zur Ausuͤbung ihres Stimm— 
rechts bevollmaͤchtigen. f b 


Gehört ein Grundſtuͤck mehreren Beſitzern gemeinfchaftlich, fo kann nur Einer 


N 


derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 


$. 11. 


Die Liſte der Waͤhler jeder Wahlabtheilung wird mit Huͤlfe der Ge— 
meindevorſteher von dem Deichhauptmann und bis dahin, daß dieſer beſtellt iſt, 
von einem Kommiſſarius der Regierung aufgeſtellt, welche auch die Wahl: 
kommiſſarien ernennt. 


Die Lifte der Waͤhler wird vierzehn Tage lang in einem oder in meh- 
reren zur oͤffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen offen gelegt. Waͤhrend 
dieſer Zeit kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte 
bei dem Wahlkommiſſarius erheben. Die Entſcheidung uͤber die Einwendungen 
und Pruͤfung der Wahlen ſteht dem Deichamte zu. 


$. 12. 


Im Uebrigen ſind bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
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pflichtung zur Annahme unbefoldeter Stellen, die Vorſchriften über die Ge— 
meindewahlen analogifch anzuwenden. nsinninsthrg 196 anal 


$. 13. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repräſentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn gänzlich. ein, wenn der Re⸗ 
präfentant während feiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung 

aufgiebt, oder ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernteren Orte waͤhlt. 
H. 14. 


Die allgemeinen Beſtimmungen für fünftig zu erlaffende Deichftatute vom 
14. November 1853. (Gefeß- Sammlung vom Jahre 1853. Seite 935, ff.) 
ſollen für den Caymen-Lablacker Deichverband Guͤltigkeit haben. 


$. 15. 


Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. av Min e 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. ns dr dre f fs 
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